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'Betreff: Entwurf ,einer No.y.�He fJl:!J:1I1 V@f'ft!e�sun tz, zum 
Liegenschaf tsteilungsgesetz und zur Vermessungs­
verordnung; 
Stellung nahme 

Zu deli GZ Y6 23Y/7-IX/6 /93 und 962J6/1-IX/6 /93 vom 12. Juli 1'193 

Zu den Entwürfen einer Novelle zum Vermessungsgesetz , zum Llegenschafts­

leilungsgeselz und zur Vermessungs verord nung wird folgende Stel lungnahme 

abgegeben: 

A. Zum Entwurf einer Novelle zum Vermessungsgesetz: 

I. Allgemeines: 

1. ;iurch die vorl iegende Nov elle; insbesondere durch die §§ 4, 6, 25, 

26 , :)5, :)7, 3'1, 41, 46, 47, 4/j und 52, werden die 'Kosten für Ver mes­

sungen erheblich ste igen. Dj e i n den Erläuterungen festgestel lte 

Koslen neutralität beim Sachaufwa nd für den Bund geht zu Lasten der 

Länder und der Gemeinden, deren Budgets durch di e Pf licht zur Ent­

riChtung von Vermessungsgebühr en bzw. Leistung von Kostellersät.zen 

erheblich zusätzlich bel astet werden, ohne daß da raut im Finanzaus­

gleiChsgesetz Bedacht genommen wurde, aber auch zu La sten der Parteien. 

9/SN-299/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 16

www.parlament.gv.at



- 2 -

Die Feststellung, daß der Personalaufwand beim Bund durch Umschich­

tungen abgedeckt werden kann,. erscheint äußerst fraglich, da den zu­

sätzlichen Aufgaben insbesondere nach § 41 keine Entlastung von anderen 

Aufgaben gegenübersteht. 

Auf Grund der langjährigen intensiven Kontakte der Länder mit den 

Dienststellen des BEV konnte f estgestellt werden, daH nur unter Aus­

nutzung der nach dem AVG vorgesehenen Entscheidungsf rist die Erf üllung 

der bisherigen Auf gaben der Vermessungsä�ter überhaupt gewährleistet 

war. Zukünf tig ist eine Verschlechterung dieser Situatio� zu bef ürch­

t en. Gleichzeitig entsteht für die Länder und f ür die Gemeinden ein 

nicht genau a�schätzbarer, jedoch erheblicher Hehrbedarf an Personal, 

sofern das bisherige Arbeitsvolumen aufrechterhalten werden soll. 

Die durch die vorliegende Novelle bewirkte Nehrbelastung der Länder 

und der Gemeinden an Sach- und Personalkosten wird mit Entschiedenheit 

abgeleh nt. 

1.. Die Bestimmungen des VermG bef assen sich wesentlich intensiver mit 

bestehenden' Gr�nzen und der Umwandlung von Grundstücken als mit neuen 

Grenzen. Auf die Bedürf ni sse der Gebietskörperschaf ten zur Hers.t�llung 

der Grundbuchsordn ung nach Baumaß nahmen wird zu wenig Rücksicht ge­
nommen. Außerdem wird der Grundsteuerkataster, welcher in den nächsten 

Jahrzehnten noch wesentlicher Bestandteil des Katasters sein wird, 
. 

vernachlässigt, wen n nicht sogar ignoriert. Es ist fraglich ob die 

Übergan gsbestimmungen des § 52 ausreichend sind. 

Das Ungleichgewicht zwischen Umwandlungsvermessungen und Teilungs­

vermessungen könnte durch den nachstehenden Vorschlag der Länder be­

hoben werden. Das Zie"l ist, die Definition des Grenzkatasters nicht 

auf das zur Gänze vermessene Grundstück, sondern auf die vermessenen 

Grenza bschni tte zu beziehen. 
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Es ist nicht einzusehen, daß bei eiher Vermessung entstehe�de gleich­

wertige Grenzpunkte einmal grenz katasterwürdig sin'd, sofern sie einem 

zur Gänze vermessenen Grundstück angehören, während andere Punkte 

nicht in den Grenzkataster umgewandelt werden können. Daher ist f ür 

eine erhebliche Anzahl neu vermessener Grenzpunkte der rechtliche Schutz 

des Grenzkatasters aus fachlich nicht einsehbaren Gründen nicht ge­

geben. 

Folgende Änderungen des Vermessungsgesetzes wären dazu notwendig: 

Tm Abs. 1 des § 15 sollte folgende Bestimmung als weitere Zif fer ange­

f ügt werden: 

"durch abschnittsweise Umwandlung von Grundstücksgrenzen (teilweise 

�euanlegung)" 

Im § 17 sollte die Z. 3 lauten: 

"3. AnläHlich einer sonstigen Grenzvermessung gemäß § 34 für alle 

Zwecke der grundbücherlichen Teilung" 

In der Z. 4 des § 17 sollten die Hörter "zur Gänze" entfallen. 

Im Abs. 1 des § 34 sollte der Klammerausdruck lauten: 

"(§ 17 Z. 1 und 2)" 

Der Abs. 2 des § 35 sollte lauten: 

"(2) Für bereits im Grenzkataster enthaltene Grenzabschnitte 

und Grundstücke haben die Festlegungen gemäß § 25 Abs. 1 zu entfallen; 

an ihre Stelle treten die Angaben des Grenzkatasters." 

§ 5u sollte ' besser lauteIl wie folgt: 

"§ 50 

lJi e Ersitzung von Grundstücksteilen über eine Grenze des Gren zkatasters 

hinwel:, ist ausgeschlossen. " 
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Im Einleitungssatz des § 52 Abs. 1 sollt e nach den Wort�n " . .-, 1m Grenz-

kataster enthaltenen Grundstücke" die \�ort e. "und Grenzen" eingef ügt 

werden. 

j. Pläne, die nach der derzeit ig geltenden Rechtslage beauftragt und 

erstellt werden, erf ordern ausreichende Übergangsf risten. 

Der Art. V des vorliegenden Entwurf es ist d�hingehend aqzuändern, 

daß eine Übergangsf rist von mindestens einem Jahr pach Inkraf ttret en 

des Gesetze� vorgesehen wird. Dem Vermessungsbef ugten ist es vor In­

krafttret en des Gesetzes recht lich nicht möglich, die künftigen ;edin­

gungen (z.ß. Grenzverhandlung) zu erf üllen. Als Alternative bliebe 

nur eine neuerliche zweite Grenzverhandlung, die weder von den Ko�ten 

vertretbar, noch aus der Sicht der betrof fenen Parteien zumut bar "ist. 

4 .  Die Einführung des Amsterdamer Pegel.s als Bezugspunkt f ür die Höhen 

erscheint aus praktischen Überlegungen nicht zielf ührend, da alle 

Höhenangaben und vor allem auch alle nachgeordnet en Ni veiiemell t s  au f 

das bisherige System abgestimmt sind. Da eine einfache Umrechnung 

nicht mög lich sein wird, ergeben sich daraus f ür die praktische Ab­

wicklung erhebliche Probleme. 

5. Weiters wird noch darauf hingewiesen, daß im Entwurf jegliche Aus­

sage zur digitalen HaplJe (etwa hinsichtlich des Best andes, der Aktua­

lisierung oder der Abgabe von Daten) fehlt. 
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11. Bemerkungen zu ei nzel nen BesU mmungen: 

Zu § 1a: 

�dch Abs. 1 Z. 12 ist die topographische Landesauf nahme ein Teilbereich 

des Bodeninformationssystems. Es fehlt jedoch jede nähere Aussage 

über den Umfang, den 1nhal t und die Aktualität diest;s Aufgaben berei­

ches. Derzeit werden vom Bund in diesem Zusammenhang die österrej­

chisehe Karte im Mabstab 1:50.UU0 (ÖK 50) und Luftbilder des Bundes­

gebietes erstellt und gegen Verrechung abgegeben. 

Zu § 4: 

er Abs. 4 sollte ersatzlos gestrichen werden. Die Sinnhaftigkeit 

der grundbücherlichen Ersichtlichmachung zum besseren Schutz ist nicht 

einzusehen. Der Erfolg steht in keinem Verhältnis zum VerwaLtungsauf­

wand. Na ch den Erfahrungen ist auf Grund der bestehenden Regel unge n 

ein ausreichender Schutz gewährlelstet� 

Zu § 6: 

Sollte der Abs. 4 des § 4 nicht ersatzlos behoben werden, dann mub 

die Ersichtlichmachung anläblich der Veränderung von Vermessungszeichen 

en tweder von Amts wegen gel öscht oder vom Grundeigen tÜlller veran labt 

werden. Die Belastung des Grundeigentümers mit diesem Aufwand ist 

öber unzumutbar. Tn:sbesondere entsteht für die Verwal ter des öf fent­

lichen Gutes, auf "deren Grundstücken die meJsten Festpunkte liegen, 

dieser Aufwand. 

Zu § ci: 
IJi e Formu lierung "Der Grenzka taster ist be:>ti mmt: . . . zur Ersichtl ich­

machung rechtlicher und tatsächlicher Verhäl tllisse an Grund und Boden, 

. . • " lieHe allenfalls·die Interpretation zu, dai.l auch Fest1egungen 

auf Grund von Landesgesetzen (z.B. Flächenwidmung, naturschutzrecht-
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liehe Festlegungen) gemeint sein könnten. Dagegen wird grundsätzlich 

Einwand erhoben, da es für derartige rechtsverbindliche planerische 

Festlegungen eigene Planurkunden gibt, für deren Erstellung der Grenz­

kataster lediglich Arbeitsgrundlage zu sein hat. 

Zu § 10: 

Derzeit sind die Datenbestände über die �utzungsarten insbesondere 

im Siedlungsraum grob fehlerhaft. Sie entsprechen auch ni�ht den tat­

sächlichen Nutzungen, da keine gesicherte Aktualisierung erfolgt. 

Kunmehr soll der Katalbg der getrennt auszuweisenden Nutzungsarten 

noch erweitert werden, sodaß die Problematik der. Aktualisierung noch 

verschärft wird. Wenn nun auch im Rahmen der Erstellung der d i��;· len 

Ka tastralmalJpe in v i elen. Bereichen eine Überarbe itung der Da teil Li;-::o _.inde 

erfolgt bzw. erfolgen soll, so ist auch dies wiederum nur eine ein­

r.Jalige Aktion. \.Jenn derartige Angaben im Grenzkataster von �utzen 

sein sollen, müüte vielmehr klargestellt werden, wer und in welcher 

Per iodizi tät die Nachführung der Nutzungsarten vorzunehmen hat. Ein 

besonderes Problem besteht dabei darin, daß Vermessungen bei Grenz­

iinderungen meist vor einer Nutzungsänderung vorgenommen werden (z. B. 

Parzeliierung von Baugrundstücken), sodaß dies für die Nachführung 

der �utzungsarteIl nicht der geeignete Weg sein kann. Im übrigen konnte 

generell im Entwurf keine Verpflichtung zur EVidenthaltung der Ersicht­

l:ichmachung nach § 8 Z. 2 entd"eckt werden. 

Zu § 12: 

Der Grundstücksvereinigung steht keine �öglichkeit auf Teilung im 

Eigenbesitz gegenüber. Es wird da her vorgeschlagen, nach § 12 folgende 

Bestimmung als § 12a einzufügen: 

• 
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'§ 12a 

\·Jenn auf Grund von \.Jahrnehmungen und Neldungen nach § 46 f estgestellt 

wird, daß sich die Nutzungsart eines Grundstückes in einem Teilbereich 

geändert hat, so kan n  das Vermessungsamt die Teilung dieses Grund­

stückes im Arimeldungsbogenverfahren veranlassen. Der Eigentümer ist 

jedoch von der beabsichtigten Teil ung in Keontnis zu setzen. Erhebt 

er in nerhalb von vier Wochen keine begründeten Einwendungen, so gilt 

seine Zustimmung als erteilt. " 

Der Hinweis auf § 46 soll zum Ausdruck bringen , dah der Anstob zur 

Teilung von der ·Gebietskörperschaft kommt. In deren Interesse liegt 

es, unter and�rem bei der Führung von Geoinformationssystemen einheit­

lich bezeichnete und koordinativ festgelegte Nutzungsbereiche anspre­

chen zu kön nen. 

T n versch i edellen Hateriengesetz werden eigene Grunds tücke gef ordert, 

ohne daß damit unbedingt Eigentumsübertragungen verbunden sind. 

Darüber hinaus würden sich weitere Vorteile hinsichtlich einer erleich­

terten und schnelleren Verbücherung und Herstellung der katastralen 

Ordnung ergeben. Auch die Auswirkungen der im § '3d Abs. 1 festg.esetzten 

Fr ist würden sich mildern lassen. Insgesamt w·ürde di ese Bestimmung 

der Verwaltungsvereinfachung dienen. 

Zu § 2 5: 

Es wird darauf hingewiesen, daß im Hin blick auf den Grundsteuerkataster 

auch die Ersitzung als Rechtstitel für eine Grenzänderung zu gelten 

hat und daher vorran gig zu berücksichtigen ist . .  

Der "ruhige Besi tzstall d" müHte daher unbedingt entsprechend' seiner 

Bedeutung bei der j'lethode der Grellzfeststellung angef ührt werden, 
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da eine Einengung der Beweisführung in dieser Form unzulässig er­

scheint. Dab der ruhige Besitzstand erst iq zweiter Linie - nach ver­

�uchter Rekonstruktion laut Plänen - als Argument f ür eine Grenzfest­

stellung herangezogen werden soll (siehe § 4 1) rückt die Aussagekraft 

des Grundsteuerkatasters unberechtigterweise in die Nähe der Beweis­

kraft des Grenzkatasters. 

Der Abs. 1 erster Satz müßte daher lauten: 

"In d�r Grenzverhandlung ist von den erschienenen beteiligten 

E igentümern an Hand der vorhan�enen Behelfe und nach dem ru�igen Be­

sitzstand der Verlauf der Grenzen festzulegen und durch Grenzzeichen 

zu ken nze ic hnen . " 

Zu § 26: 
Die Vorgangsweise nach dieser Bestimmung im Hinblick auf die Erklä­

rungen hiezu führt zu einem übertriebenen Mehraufwand für die Ver-

·messungsbef ugten. Die Verweisung im Abs. 4 auf § 3Y Abs. 7 ist gegen­

standslos. 

Zu § 35: 

Der Zeitaufwand für die Grenzverhandlung wird durch die Bestimmung 

des Abs. 3 wesentlich erhöht. Sie ist in der vorliegenden Formulierung 

auch praxisfremd. 

Zu§ 3<): 
Abs. 5 verbunden mit den Abweisungsgründen nach §§ 15 ff. LiegteilG 

auch nur für Teile de� Planes, kann die Durchführun� des gesa�ten 

Planes verhindern und die Erstellung n euer Pläne in Teilen erforderlich 

machen. 
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Um diese Gefahr möglichst e inzuschrän ken, sollte der Abs. 5 daher 

lauten: 

"(5) Die Besche inigun g  kan n nach Haßgabe der Erfordern isse der 

Grundstücksdefinition (§ la Z. 7) unter der Bedingung ausgestellt 

werden, daß im Falle von Teildurchführungen keine unzusammenhängenden 

Grundstücksteile en tstehen. "  

Diese Fönnulierung en tspr icht den Erläuterungen und ermöglicht trotzdem 

eine f lexib;lere Han dhabung bei der grundbücherlichen Durchführung. 

Zu § 40: 

Die Hiederherstellung von Grenzen im Grenzkataster soll allc.. ..r-­

messungsbefugten ermöglicht werden und nicht nur den Vermessungsbe­

hörden vorbehalten sein. 

Zu § 41: 

Es ist - unter Hinweis auf die bestehende Judikatur zu den "civil 

rig hts" - fraglich, ob es rechtspolit isch s in nvoll ist, e ine primäre 

Zuständig keit der Vermessungsbehörden vorzusehen. H insichtlich des 

"ruhigen Besitzstandes" w ird auf die Ausführungen zu § 25 verwiesen. 

Zu § 43: 

Da im Bereich der Länder die Ni ederschriften wesei1 tlicher Bestandtei 1 
des amtseigenen Aktes s ind, kann nach Abs. 5 deren Heitergabe nur 

in Form von Gleichstücken und nicht im Original erfolgen. 

Zu § 46: 

Die Neuformulierung dieser Best immung ist im Hinblick auf die Erläu­

LeruQgen, die die bestehende Rechtslage beschreiben, un�erständl ich. 
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Zu den §§ 47 und 4b: 

Für Auszüge aus dem Grenzkataster sowie für vermessungstechnische 

Unterlagen und Vordrucke sind nicht mehr Verwaltungsabgaben zu ent­

richten, sondern nach § 48 Kostenersätze zu leisten. Daher entfällt 

die V2rwaltungsabgabenbereiung gemäß § 78 AVG für die mittelbare Bun­

desverwaltung, die Agrarbehörden und die Landesbehörden in Vollziehung 

der Gesetze. 

Zum Beispiel sind sämtliche Abfragen aus der Grundstücksdatenbank 

und Grund buchsda ten ban k in Hi n kunft zu bezahlen. Di e Verfahren nach 

den �:9 13 und 15 LiegTeilG sind in Zukunft verwaltungsabgabepflichtig 

und werden durch die Vielzahl der Verfahren den Landesverwaltungen 

erhebliche Kosten verursachen. Tirol verlangt, . dab sowohl das Land 

öls auch die Gemeinden vom Kostenersatz befreit werden. 

Auch der im Erlauwege geregelte kostenlose Datenaustausch zwischen 

Agrarbezirksbehörden und dem BEV ist durch d ie Neuregelung gefährdet. 

B. Zum Entwurf einer Novelle zum Liegenschaftsteilungsgesetz: 

I. Allgemeines: 

1. Auch durch die Novelle .zum Liegenschaftsteilungsgesetz entstehen insbe­

sondere durch die Neufassung der §§ 15 bis 10 erhebliche Mehrkosten für 

die Länder, die en tschieden abgeleh nt werden. Im übr igen wird diesbezüg­

lich auf d ie Ausführungen oben zu Punkt A. I. I. hingewiesen. 

L. Der Sinn der §§ 15 f f. in der derzeit gel tenden Fassung liegt darin, 

daü nach Vollendung einer Baumaünahme an einer Anlage diese im Sinne 

des HoU ven beri chtes zum Bundesgesetz ßGBl. ;\r. :)/1930 in vereinfachter 

Weise grundbücherlich durchgeführt werden kann. Es ist festzuhalten, 
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·daU derartige Verbücherungen ausschließlich auf. vorhandenen Rechtstiteln 

wie etwa Enteig nungserken ntnissen, Verträgeil, beh6rdlich beurkundeten 

VerE7in ba rungen oder rechtskräftigen beh6rdli ehen Vorschreibungen beruhen: 

Die Vermessungsbeh6rde scheint daher schon grundsätzlich nicht die Ee­

eig nete Stelle für die Prüfung der Rechtmäßigkeit des Eigentumserwerbes 

zu sein. Dies widerspricht sowohl der Systematik des Verbücherungs ver­

fahrens (Prüfung des Rechtstitels durch das Grundbuchsgericht) als auch 

den Grundsätzen der Ein fachheit der Verwaltung. 

Bereits beh6rdlich abgehandelte oder zivilrechtlieh vereinbarte Eigentums­

veränderungen werden nämlich noch�als Gegenstand eines weiteren Beh6rden­

verfahrens. 

Bei gewissen hafter Ein haltung der bestehenden Bestimmungen und der ße­

dchtung des Beschlus ses der Landesamtsdirektoren kon ferenz vom 

Ib. Oktober IljYO (VST-1S04/20 vom 6. Juni 1990), der im übrigen im Hin­

blick auf die §§ 15 f f. im Entwurf in entscheidenden Punkten nicht be­

rückSiChtigt wird, besteht keinerlei Gefahr eines zu geringen Schutzes 

des Eigentumsrechtes. 

Die von der Volksanwal tschaft festgestelltell Unzulässigkeiten beruhen 

auf einer weitgehend unzutref fenden Zuordnung von Mängeln zum verein fach� 

ten .Verbücherungsverfahren ansta�t zu den vorausgehenden Verfahren zur 

Schaffung der Rechtstitel. Selbst wen n ta�sächllch e1ne mißbräuchliche 

Anwendung der §§ IS f f. vorläge, muli festgehalten werden, daß es sich 

insgesamt um dutzende von der Volksanwaltschaft aufgegrif fene Fälle han­

delt, denen die problemlose Abwicklung von zehntausenden Fällen pro Jahr 

gegenübersteht. Es ist ni�ht einzusehen, dab wegen einzelner miß�räuch­

iicher Anwendungen eine über Jahrzehnte bewährte Institution zur Her­

�tellung der Grundbuchsordnung zerst6rt oder wesentlich beeinträchtigt 

werden darf. Darüber. hinaus erhebt sich die grundSätzliche Fra�e, ob 
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llliJ3bräuchliche Anwend ung von Gesetzen 1.00%ig verh indert werden kann • 

. ' 

Der bessere Schutz des Eigentums �rfolgt durch die möglichst rasche Her­

stellung der Grundbuchsordnung und nicht durch ein formalistisch aufge­

bläh tes Verwal tungsverfahren, nachdem di e rechtsmäßige Besi tzübernahme 

bzw. die Eigentumsübertragung bereits stattgefunden hat. 

Um die Ein fachheit des VerbUcherungsverfahrens zu gewährleisten, sieht 

eine Reihe von Gesetzen bei der Anwendbarkeit der §§ 15 ff. LiegTeilG 

Ausnahmen von der behördl ichen Bewilligungspflicht im Sin ne einer Verwa�­

tungsvereinfachung vor. Diese Verwaltungsverein fachung ginge durch die 

beabsichtigten Änderungen, indem die Bürokratie durch zusätzliche Ver­

fahren erhöh t würde, ver'loren. 

11. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen: 

Zu § 13: 

D ie Beurkundung des Rechtstitels durch die Vermessungsbehörde in den Fällen 

des § 13 wurde zum Unterschied zu § 15 für diejenigen Bagatellfäl le geschaf­

fen, wo kein Rechtstitel vorliegt. 

i 
Die Schaffung eines Rechtstitels durch einen Schriften verfasser steht· �n 

keinem Verhältnis zum Wert der Eigentumsübertragung und es bestünde da�er 

die Gefahr, daß die Herstellung der Grundbuchsordnung unterbleibt. EIn Zu­

sammen hang mit der Regelungsabsicht des Gesetzgebers i� § 15 in der geltenden 

Fassung best�ht nicht. 

Zu § 16: 

Aus den oben unter Punkt I angeführten Gründen wird folgende Formulierung 

al.s Abs. :L vorgeschlagen: 

"(2) Soweit mit der Verb'ücherung des An meldungsbogens eine Übertragung 

des Eigentums verb unden ist, hat der Antragsteller den Rechtstitel der Eigen-

I 
• i 
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tumsübertragullg der Vermessungsbehörde bekan ntzugeben. "  

Diese Formulierung zus ammen mit der durchgeführten Grenzverhan dlung sichert 

die Rechte der Grundeigentümer ab und gewährleistet ein ein faches und rasches 

Verwaltungsverfahren. 

Hinsichtlich des Abs. 3 ist es unklar, wie die Vermessungsbehörde die Ver­

eill barkelt von Grunddienstbarkeiten mit dem Bestand oder Betrieb der Anlag� 

bestät igen kan n, "da dies einen wesent lichen Ein griff in die Eigentumsrechte 

wi e etwa des Verwal ters des öf fen tl ichen Wassergutes darstell t. 

Ob diese Vereinbarkeit besteht, kan n nicht immer aus den Grundbuchs- und 

Ka t.asterunterlagen ersehen werdelI , sondern bedarf unter l.lmställ den umfang­

reicher Erhebungen in der Natur. 

AuUerdem ist die für die Errichtung der Anlage zustän dige Behörde ver\Jfl1c;1-

teti den Buchberechtigten Parteisteilung einzuräumen. Der Abs. 3 kann daher 

entfallen. 

Zu � 1 7 :  
'" 

Die Wertermittlung erfolgte bisher �roblemlos durch die Gerichte. Diese 

waren und sin d  in der Lage, auch an Han d  der sonst bei ihnen einlangenden 

Rechtsgeschäfte die Wertermittlung vorzunehmen. 

Die Vermessungsbehörde wäre gezwungen, sich durch zusätzliche Erhebungen. 

diese Unterlagen beim Grundbuchsgericht zu beschaffen. 

jlie derzei t gül ligen Bestimmungen mit Ausnahme der Erhöhung der h'ertgrenze 

sollte daher beibehalten werden. Darüber hinaus wäre zu �rüfen, ob bei Vor­

liegen rechtskräftiger Enteigungsbescheide, die einen orgiginären Eigentums­

erwerb darstellen, die \�ertgrenze entfallen könnte. Unter Hinweis auf den 

vorgeschlagenen § 12a VermG soll te folgender Absatz angefügt werden: 
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"Der Anmeld ungsbogen kann auch eine Teilung von Grundstücken zur Abgr�nzung 

der im § 15  angeführten Anlagen ohne Eigentumsübertragung vorsehen. Dazu 

bedarf es keiner Zustimmun.g der Eigentümer oder de.r Buchberechti gten. " 

Diese Bestimmung soll helfen, möglichst sch nell und ökonomisch die katasttale 

Ordnung im Bereich der StraHen-, Weg-, Eisenbahn- und Wasserbauanlagen her­

zustellen, duch wenn die \.Jertgrenze überschritten, der Grundeigentümer unbe­

kannten AufenthaJtes oder die Zustellung des Beschlusses nur in umständlic�er 

Wei se mögl ich ·i st. 

Zu § 18: 

Diese Bestimmung wäre auf Grund der vorangeführten Änderungsvorschläge ent­

sprechend anzupassen. 

c. Zum Entwurf einer Novelle zur Vermessungsverordnung: 

Zu § 5: 

Es wäre zweckmäßig die Ausnahmebestimmungen des Abs. 3 auch auf Vermessungen 

für die im § 13 LiegTeilG genannten Zwecke auszudeh nen. Falls die Durchf�hrung 

nach den §§ 15 ff. LiegTeilG nicht möglich ist, wird die Erstellung neuer er­

weiterter Pläne erforderlich. 

Zu § 7: 

Es fehlt die Genauigkeitsangabe für die Höhe. Auf § 1a Abs. 1 Z. 2 des Ver­

messungsgesetzes wird hingewiesen. 

Zu § '3: 

1m Abs. 2 wäre der Begriff "Benützungsart" durch den Begriff �utzungsart" zu 

ersetzen. 

Zu § lu: 
Die Formulierung des bisherigen Abs . :2 zweiter und dritter Satz sollte aus 

. 

Gründen der besseren Lesbarkeit von Verzeichnissen erhalten bleiben und im 

Ahs. 3 angefügt werdell. 

• 
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Der Verordllungsentwurf fordert näch Abs. 4 di'e kosten lose Lieferung von Daten 

in maschinenlesbarer Form durch Vermessungsbefugte an das Vermessungsamt. 

Gleichzeit ig bleibt die kostenl-lflichtige Abgabe der für die Planerstellung 

erforderlichen Kätasterdaten bestehen. 

Li sher hattell die Verlllessungsälllter keinen Auftrag (und wohl auch nicht die 

Zeit), Teilungs�läne hins ichtlich der technischen Ermittlung der Koordinaten 

zu übertJrüfeIl. Der Nachweis der Mebdaten bzw. des AnschluBnetzbfldes wie in 

Abs .  I gefordert ist daher. bedeutungslos und sollte unterble iben. 

:;achdem man sin nvollerweise von der dezidierten Allführung der Mebmethoden Ab­

stan d genommen hat, sollte auch in diesem Bereich die Genauig keHsgarantie 

des ents�rechenti äusgebildeten Vermessungsbefugten genügen. 

Di e Plöner::.Lellung durch Vermessungsbefugte zur .Eintragung von räuml ich begrenz­

ten Dienstbarkeiten führt gegenüber der bisherigen Vorgangsweise zu erheb li chen 

Ko::. teilS te ige ru ngen. 

AbschlieJ.len d wird noc;h darauf hingewiesen, daB eine endgültige 3eurte i!ung 

des Entwurfes erst nach Vorliegen des Zeichenschlüssels erfolgen kan n. 

L5 .Ausfertigungen dieser Stell.ungnahme werdelI unter einem der Parlamentsdirektion 

zugeleitet. 

::ür die Lön desregierung: 

Lan desamtsd i rektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 
. 

gesondert an die verbindungs stelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bu.ndeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

an das Büro des Föderalismusministers 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Landesregierung: 

F.d.R.d.A. : 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektor 

\ 
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